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Wildſchadennormen und Wildſchadenentſcheidungen. 
Von Karl Freiherrn v. Thyſebaert, k. k. Bezirkscommiſſär. 
(Schluß.) 


Nachdem ich nun in vorſtehenden Zeilen einen ſchwachen Verſuch 
gemacht habe, die Geſetzgebung und Geſetzesanwendung rückſichtlich des 
Wildſchadens und ſeines Erſatzanſpruches zu ſchildern, ſo ſei es mir 
zum Schluſſe noch geſtattet, das in allerneueſter Zeit für Steiermark 
erlaſſene Landesgeſetz, betreffend den Erſatz von Jagd- und Wildſchäden, 
vom 17. September 1878, L. G. und V. Bl. Nr. 10, einer kurzen 
Beſprechung zu unterziehen. Zu dieſem Zwecke dürſte es am beſten 
ſein, dieſes Geſetz ſeinem Wortlaute nach mitzutheilen und jeden Paragraph 
einer Prüfung zu unterziehen. In dieſer letzteren Beziehung ſehe ich 
der Eröffnung einer Discuſſion mit Freude entgegen und verſichere 
ſchon im voraus, daß ich gern und dankbar Belehrungen entgegen- 
nehmen werde. 

§ 1. Der zur Ausübung der Jagd Berechtigte iſt verpflichtet: 

a) Den bei der Ausübung der Jagd von ihm ſelbſt, von ſeinen Gehilfen, 
Dienern oder Jagdgäſten verurſachten Schaden (Jagdſchaden) und h 

b) in der Regel allen innerhalb ſeines Jagdgebietes vom Wild an Grund 
und Boden und an den darauf befindlichen Erzeugniſſen desſelben verurſachten 
Schaden (Wildſchaden) zu vergüten. 

ad 8 1. Hier iſt der Schade, welchen Jagdhunde verurſa chen, 
trotz der genauen Diſtinguirung, ganz unberührt geblieben, wes halb 
gefolgert werden kann, daß dieſer Schade nach dieſem Geſetze kein 
Jagdſchade iſt und daher nur im Civilrechtswege wie jeder andere 
Schadenerſatz geltend gemacht werden könne. Nur Jagdſchädenerſatz⸗ 
anſprüche find nach dieſem Geſetze ($ 6) der Entſcheidung der politiſchen 
Behörden zugewieſen. 


Die Beſtimmung sub b, daß der Jagdberechtigte in der Regel 
den innerhalb ſeines Jagdgebietes verurſachten Wildſchaden zu vergüten 
habe, iſt ziemlich undeutlich, da die Worte „in der Regel“ keine 
genügende Erklärung durch das Geſetz ſelbſt finden. Hiebei iſt keine 
Beftimmung getroffen, ob auch derjenige Wildſchade erſetzt werden 
müſſe, der auf Grundſtücken verurſacht wurde, auf welchen die Aus— 
übung des Jagdrechtes nicht geſtattet iſt. Das Miniſterium des Innern 
ſprach ſich nämlich, wie oben sub II, Punkt 4, bemerkt iſt, dahin aus, 
daß auch die innerhalb eingefriedeter Aulagen verurſachten Wildſchäden 
erſetzt werden müſſen. 

Bei dieſem Paragraphe wäre es auch am Platze geweſen, genau 
und erſchöpfend zwiſchen dem durch Raubthiere und dem durch Nutz 
wild verurſachten Schaden zu ſcheiden und diesbezügliche den Landes⸗ 
verhältniſſen entſprechende Beſtimmungen zu treffen, da ja der § 3 des 
Jagdpatentes vom 28. Februar 1786 nur eine demonſtrative Auf— 
zählung von Raubthieren enthält. Auf Grund einer ſolchen Klarſtellung 
würde es auch erwünſcht geweſen fein, Beſtimmungen darüber zu treffen, 
ob ein von einem Wilde an Thieren (3. B. Hühnern) verurſachter 
Schade zu erſetzen ſei oder nicht. Im Uebrigen vgl. oben sub contro— 
verſe Punkte. 

§ 2. Wenn das Recht zur Ausübung der Jagd mehreren Perſonen 
zuſteht, haften dieſe für Jagd⸗ und Wildſchäden zur ungetheilten Hand. 

5 3. Dem zum Erſatze von Jagdſchäden ($ 1, lit. a) Verpflichteten ſteht 
der Regreß gegen den unmittelbar Schuldtragenden nach den Grundſätzen des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes zu. 

ad 88 2 u. 3. Es wäre vielleicht nicht unpaſſend geweſen, hier 
den oben sub II, Punkt 5 bereits erwähnten Grundſatz aufzunehmen, 
daß im Falle von Verletzungen durch Wildſchäden für die Schaden- 
erſatzberechnung ein Verſchulden des Beſchädigten im Sinne des § 1304 
des a. b. G. B. nicht eingewendet werden könne. 

§ 4. Der Grundbeſitzer iſt zwar nicht verpflichtet, ſein Gut durch Ein⸗ 
zäunung oder andere Vorkehrungen gegen Wildſchaden zu fchüßen, er kann jedoch 
den Erſatz des vom Wilde in Obſt⸗, Gemüſe⸗ oder Ziergärten, in Baumſchulen, 
an einzeln ſtehenden jungen Bäumen angerichteten Schadens nur dann verlangen, 
wenn dargethan wird, daß der Schade erfolgte, obgleich ſolche Vorkehrungen 
1 wodurch ein ordentlicher Grundwirth derlei Gegenſtäude zu ſchützen 
pflegt. 

ad § 4. Abgeſehen davon, daß der hier geforderte Nachweis 
bisweilen ſchwer zu erbringen ſein dürfte, ſo ſcheint es ziemlich hart, 
behufs Geltendmachung eines Wildſchadenerſatzanſpruches überhaupt den 
Nachweis zu fordern, daß der Schade erfolgte, obwohl ſolche Vor⸗ 
kehrungen beſtanden, wodurch ein ordentlicher Grundwirth derlei Gegen⸗ 
ſtände zu ſchützen pflegt. Es gibt am Lande viel Obſt⸗ und Gemüſegärten, 
bei welchen die Koſten einer Einzäunung in gar keinem Verhältniſſe zum 
Ertrage ſtehen würden. Vorzüglich drückend iſt es aber und noch dazu 
der bisherigen wohl erwogenen Praxis geradezu entgegengeſetzt, den 
indirecten Zwang des vorzukehrenden Schutzes auf einzeln ſtehende 
junge Bäume auszudehnen. Iſt es ſchon überhaupt ſchwer, bei ſolchen 
Bäumen nachzuweiſen, daß dieſelben vor der Beſchädigung vom Beſitzer 
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durch entſprechende Vorkehrungen geſchützt waren, ſo wird es noch 
ſchwieriger fein, Vorrichtungen anzubringen, welche einen einzeln jtehen- 
den Baum eben ſo gut im Sommer wie im Winter ſchützen, da ja 
Schneeverwehungen auch die höheren Stellen eines ſolchen Baumes dem 
Wilde zugänglich machen können. 

8 5. Wenn Jagd⸗ oder Wildſchäden au Getreide und anderen Boden⸗ 
erzeugniſſen, deren voller Werth ſich erſt zur Zeit der Ernte bemeſſen laßt, vor 
dieſem Zeitpunkte vorkommen, iſt der Schade in demjenigen Umfange zu 
erſetzen, in welchem er ſich zur Zeit der Ernte darſtellt (8 8). 

8 6. Ueber Anſprüche auf Erſatz von Jagd⸗ und Wildſchäden entſcheiden 
die politiſchen Behörden. In erſter Inſtanz iſt die politiſche Behörde des 
Bezirkes competent, in welchem die Beſchädigung ſtattgeſunden hat. 

ad $ 5. Derſelbe iſt der bisherigen Praxis ziemlich entſprechend. 

ad 8 6. Rückſichtlich des Wildſchadeuerſatzes iſt die Beſtimmung 
gleichlautend mit der ohnedies in Wirkſamkeit befindlichen Minifterial- 
verordnung vom 14. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 128; dagegen erſcheint 
die Einbeziehung der bisher den Gerichten vorbehaltenen Entſcheidung 
über Jagſchädenangelegenheiten in die Competenz der politiſchen Behörden 
neu. Ob dies eine glückliche Neuerung iſt, wage ich nicht zu behaupten. 

8 7. Die politiſche Bezirksbehörde hat vorerſt einen Vergleich zwiſchen 
deu Parteien zu verſuchen und, wenn dieſer Verſuch ohne Erſolg bleibt, die 
elwa nothwendigen Erhebungen au Ort und Stelle zu pflegen und auf Grund 
derſelben, ſowie der von Sachverſtändigen vorgenommenen Abſchätzung des 
Schadens ſowohl über den Erſatz des Letzteren, als auch über die Tragung der 
Koſten des Verfahrens ($ 10) zu entſcheiden. 

ad 8 7. Diele Beſtimmung bricht vollkommen mit der bisherigen 
Geſetzesauslegung und Praxis. Zu vergleichen das oben sub ], 
Punkt 2 Mitgetheilte. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die politiſche Behörde dann, wenn 
keine Gefahr am Verzug iſt, ſtets einen Vergleichsverſuch zwiſchen den 
Parteien anſtreben wird, allein es geradezu der Behörde zur Pflicht 
machen, unter allen Umſtänden einen Vergleich vorerſt zu verſuchen 
und dadurch die für die Erhebung an Ort und Stelle bisweilen Eoft- 
barſte Zeit zu verſäumen, das kann keineswegs im Intereſſe der Sache 
gelegen ſein. 

§ 8. In Fällen des 8 5 hat der Beſchädigte um den behördlichen Augen⸗ 
ſchein laͤngſtens binnen 14 Tagen, nachdem die Beſchädigung erfolgte, und um 
die Abſchätzung des Schadens noch vor Beginn der Ernte anzuſuchen, widrigens 
ſein Anſpruch auf Entſchädigung erliſcht. 

8 9. Die politiſche Behörde kann die Vornahme der an Ort und Stelle 
nothwendigen Erhebungen und die Leitung des Schätzungsgetes dem Gemeinde⸗ 
vorſteher auftragen. Von dieſen ſowie von den im § 7 erwähnten Erhebungen 
ſind die Betheiligten rechtzeitig zu verſtändigen. 

ad 8§ 8 u. 9. In vielen Fällen iſt es geradezu unmöglich, den 
Zeitpunkt genau zu bezeichnen, in welchem ein Schade von einem Wilde 
verurſacht wurde. Die Bedingung, daß der Beſchädigte längſtens binnen 
14 Tagen, nachdem die Beſchädigung erfolgte, um den behördlichen 
Augenſchein nachſuchen müſſe, widrigens ſein Anſpruch auf Entſchädigung 
erliſcht, erſchwert die Geltendmachung des Wildſchadenerſatzanſpruches 
ungemein, wenn ſie ihn nicht oft abſolut unmöglich macht. 

Das Wichtigſte für das Anſuchen um den behördlichen Augen- 
ſchein iſt, daß der Wildſchade noch ſichtbar ſei. 

Da in den §§ 5, 6, 7, 8 und 9 über die Art der Vornahme 
der Erhebung und Schätzung nichts geſagt iſt, ſo muß gefolgert werden, 
daß die hierüber bis zum Erſcheinen dieſes Geſetzes beſtandenen geſetz⸗ 
lichen Anordnungen noch in Kraft zu bleiben haben, obwohl das neue 
Geſetz nicht erklärt, daß alle einſchlägigen Geſetze in Wirkſamkeit bleiben 


ſollen, inſofern ſie nicht mit den neuen Normen im Widerſpruche ſtehen. 


Uebrigens iſt es in ſolchen Fällen viel zweckdienlicher, alle einſchlägigen 
Normen neu zu redigiren und in dem neuen Geſetze zuſammenzufaſſen, 
als ſich ſtillſchweigend oder ausdrücklich auf ältere Vorſchriften zu beziehen. 

§ 10. Der zum Schadenerſatze verurtheilte Jagdberechtigte hat in der 
Regel dem Beſchädigten Grundbeſitzer die zur zweckentſprechenden Geltendmachung 
des Erſatzanſpruches nothwendigen Koſten, dagegen aber auch der mit dem Erſatz⸗ 
anſpruche gänzlich abgewieſene Kläger dem Jagdberechtigten die zur zweck⸗ 
entſprechenden Vertheidigung nothwendigen Koſten zu erſetzen. Die Behörde kann 
übrigens dieſe Koſten verhältnißmäßig theilen, wenn die von dem Jagoberechtigten 
vor der Abſchätzung des Schadens im Vergleichswege angebotene und von dem 
Beſchädigten zurückgewieſene Vergütung denjenigen Betrag beträchtlich überſteigt, 
auf welchen die Behörde zu erkennen findet. 

§ 11. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt der Ackerbauminiſter und der 
Miniſter des Innern beauſtragt. 

ad $ 10. Die hier rückſichtlich der Tragung der Commiſſions⸗ 
und Erhebungskoſten gegebenen Normen ſtimmen mit dem Grundſatze 
des § 24 der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169, 
nicht überein, ebenſowenig mit der im Grunde dieſer Verordnung bisher 


üblichen Judicatur zu vergleichen iſt das oben rückſichtlich der Ent— 
ſcheidungen über Commiſſionskoſten Mitgetheilte (sub III). 

Ueberdies iſt der im 1. Abſatze des § 10 gewählte allgemeine 
Ausdruck „in der Regel“ ein höchſt unglücklicher, nachdem es für 
die erkenntnißfällende Behörde immer mißlich und ſaſt peinlich iſt, 
wenn ſie ohne zwingende Nothwendigkeit angewieſen wird, nach individuellem 
Ermeſſen Entſcheidungen zu treffen. Im 2. Abſatze desſelben Paragraphes 
wird die verhältnißmäßige Theilung der fraglichen Koſten dem Ermeſſen 
der Behörde anheimgeſtellt, und zwar unter der allgemeinen Bedingung, 
daß die zurückgewieſene Vergütung denjenigen Betrag „beträchtlich“ 
überſteigt, auf den die Behörde zu erkennen findet. Dieſe Beſtimmung 
iſt im Hinblicke auf den Ausdruck „beträchtlich“ ſo vage, daß faſt jede 
derartige Entſcheidung wird angefochten werden können. *) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


1. Einfluß der Unterlaſſung der im Artikel & des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 9, vorgeſchriebenen Verſtändi⸗ 
gung des Seelſorgers der verlaſſenen Neligionsgenoſſenſchaft von 
der Austrittserklärung auf die Giltigkeit der von dem als con: 
feſſionslos Erflärten gefchloffenen Ehe. ($ 64 a. b. G. B.) 
=. Anwendbarkeit des $ 115 a. b. G. B. auf eine zwiſchen 
einem Confeſſionsloſen und einer Jüdin geſchloſſene Ehe. ($ 10 
des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 2; § 2 des 
Geſetzes vom 9. April 1820, R. G. Bl. Nr. 51.) **) 
(Urtheil des Wiener k. k. Landesgerichtes in Civilfachen vom 21. Jänner 
1879, 3. 4410.) 


Das Wiener k. k. Landesgericht hat auf die Klage des con⸗ 
feſſionsloſen, 27 Jahre alten Ritter v. A. und deſſen 36 Jahre alten 
Gattin B. (Jüdin) auf Nichtigkeitserklärung ihrer am 30. März 1878 
vor dem Wiener Magiſtrate geſchloſſenen Ehe wegen des Eheungiltig— 
keitsgrundes des 8 64 a. b. G. B., eventuell auf Ehetrennung wegen 
unüberwindlicher Abneigung nach $ 115 a. b. G. B. und über die 
mit den Ehegatten, deren Vertreter Dr. C. und dem beſtellten Ehe— 
bandsvertheidiger Dr. D. geſchloſſene Verhandlung zu Recht erkannt: 
Die zwiſchen dem A. und der B. am 30. März 1878 vor dem Wiener 
Magiſtrate geſchloſſene Ehe ſei giltig; das Begehren beider klagenden 
Ehegatten um Erkenntniß auf Trennung der Ehe wegen unüberwindlicher 
Abneigung werde derzeit zurückgewieſen, es werden aber die beiden 
genannten Ehegatten im Sinne des $ 115 a. b. G. B. vorerſt auf 
Ein Jahr von Tiſch und Bett geichieden. 

Der status causae et controversiae ergibt ſich aus den 
landesgerichtlichen Entſcheidungsgründen: Laut der vorliegenden 
magiſtratlichen Eheſchließungsacten und des der Klage angeſchloſſenen 
Trauungszeugniſſes haben der als confeſſionslos bezeichnete Kläger A. 
und Frau Eliſe B., Letztere moſaiſchen Glaubens, am 30. März 1878 
vor dem Wiener Magiſtrate als politiſcher Behörde in Gemäßheit des 
Artikels II und des § 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47, eine Ehe geſchloſſen, und zwar auf Grund der vom Seel— 
ſorgeamte der israeliſchen Cultusgemeinde Wien, am 28. Februar 
1878 ausgeſtellten Erklärung, daß nach jüdiſchem Ehegeſetze weder 
das Aufgebot, noch die Trauung des confeſſionsloſen A. mit der 
Israelitin B. vorgenommen werden könne. Die beiden Ehegatten ſtre⸗ 
ben nun in ihrer vorliegenden Klage de praes. 17. October 1878, 
Z. 76.417, die Ungiltigerklärung dieſer Ehe, eventuell die Trennung 
derſelben an und ffützen ihre Ehenichtigkeitsbegehren auf das Ehe⸗ 
hin derniß des S 64 a. b. G. B., ihr Ehetrennungsanſuchen aber 
auf ihre gegenſeitige unüberwindliche Abneigung, alſo auf den Che- 
trennungsgrund des §8 115 a. b. G. B. Die Behauptung der Ehe⸗ 
ungiltigkeit wird ſo begründet: A. ſei zur Zeit ſeiner vor dem Wiener 
Magiſtrate am 30. März 1878 erfolgten Eheſchließung Chriſt geweſen, 
weil ſeitens des ſein Austrittsgeſuch erledigenden Magiſtrates Wien 


) Die öſterreichiſche Vierteljahrsſchrift für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft, 
herausgegeben von Haimerl, XII. Band, 1. Heft, Wien 1863 Braumüller, enthalt 
einen Aufſatz: „Die Lehre vom Erſatze der Jagd⸗ und Wildſchäden. Mit vorzüg⸗ 
licher Rücksicht auf die Rechtsſprechung des öſterreichiſchen Staatsminiſteriums“ 
von Carl Peyrer, welcher Aufſatz alle vorliegenden Fragen mit Rückſicht auf die 
ausländiſche Literatur und Geſetzgebung und die einheimiſche Spruchpraxis ſehr 
eingehend behandelt. Außerdem ſiehe Exterde, Sammlung der Jagdgeſetze, Seite 
23 und fg. Anmerkung d. Red. 

*) Aus der „Gerichts⸗Zeitung“. 


nicht das Seelſorgeamt ſeiner Kirche, der griechiſch-katholiſchen Kirche, 
welcher Kläger laut Taufſcheines, Beilage C, thatſächlich angehörte, 
verſtändigt worden war; die von ihm mit einer der moſaiſchen 
Conſeſſion angehörigen Perſon geſchloſſene Ehe ſei daher nach § 64 
a. b. G. B. nichtig. Das hiemit von den Einſchreitern geltend gemachte 
Ehehinderniß iſt nun ein nach $ 94 a. b. G. B. von Amtswegen 
zu berückſichtigendes und es war daher, obwohl der Vertreter der 
Nichtigkeitskläger, Herr Dr. C., bei der Tagſatzung vom 14. December 
1878 das Begehren auf Nichtigkeitserklärung der Ehe zurückgezogen 
hat, über die Frage der Giltigkeit dieſer Ehe zu erkennen. Der Artikel 6 
des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, verfügt 
nun, daß zur geſetzlichen Wirkſamkeit des Austrittes aus einer Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft der Austretende „den Austritt der politiſchen 
Behörde zu melden hat, welche dem Vorſteher oder Seelſorger der 
verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft die Anzeige übermittelt“. 
Es erſcheint nach den 88 3 und 4 der Miniſterialverordnung vom 
18. Jänner 1869, R. G. Bl. Nr. 13, als eine Amtsobliegenheit der 
politiſchen Behörde, die Anzeige bezüglich ihrer Richtigkeit und Zuläſſig— 
keit nach allen Richtungen zu prüfen, und iſt die politiſche Behörde 
ebenſo amtlich (nicht aber der Austretende ſelbſt) verpflichtet, die Ver⸗ 
ſtändigung des betreffenden geiſtlichen Functionärs vorzunehmen. Das 
für die Frage der Giltigkeit des Austrittes aus einer Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft ausſchließlich maßgebende juriſtitiſche Moment iſt 
daher die Anzeige an die polititiſche Behörde und dieſe Anzeige hatte 
A. laut des in den ämtlich requirirten Magiſtratsacten vorliegenden 
ſchriftlichen Geſuches, Z. 49.746/1366 de praes. 28. Februar 1878 
dahin, daß er aus der griechiſch-katholiſchen, alſo der Kirche austrete, 
welcher er wirklich angehörte, allerdings mit der zwiſchen den Zeilen 
laufenden Eiuſchiebung (nicht unirten) und mit dem Beifügen erſtattet, 
daß er von nun an keiner Confeſſion angehören wolle. Wenn nun auch 
der Wiener Magiſtrat, durch jenen Geſuchszuſatz „nicht unirten“ irre— 
geführt, mit Beſcheid vom 2. März 1878 die Anmeldung des Austrittes 
„aus der griechiſch-vrientaliſchen (nicht unirten) Religion“ zur Kenntniß 
genommen und das Seelſorgeamt dieſer Kirche verſtändigt hat, ſo läßt 
ſich doch nicht behaupten, daß deshalb A. nicht den Austritt aus ſeiner 
(verlaſſenen) Kirche angemeldet habe, weil bezüglich dieſer Frage eben 
die Austrittserklärung ſelbſt und nicht der hierüber erfloſſene einen Irr⸗ 
thum enthaltende magiſtratiſche Beſcheid als entſcheidend betrachtet werden 
muß, Hat aber A. feinen Austritt aus ſeiner (der griechiſch⸗katholiſchen) 
Kirche rite gemeldet, ſo wurde er confeſſionslos und es ſteht dann ſeiner 
mit der Jüdin Fran B. vor dem Wiener Magiſtrate am 30. März 1878 
mit Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften geſchloſſenen Ehe das Ehe- 
hinderniß des § 64 a. b. G. B. nicht im Wege. Mit Rückſicht auf die 
nach den 88 94 und 64 a. b. G. B. über die Austrittserklärung des A. 
gepflogenen amtlichen Erhebungen und die im § 99 a. b. G. B. für 
die Giltigkeit einer Ehe feſtgeſtellte Vermuthung wurde daher die zwiſchen 
den Klägern geſchloſſene Ehe als giltig erkannt. Das Eventualbegehren 
auf Ehetrennung wurde hauptſächlich auf die angeblich zwiſchen beiden Ehe— 
gatten beſtehende, durch die Verſchiedenheiten des Alters, der Nationali— 
tät, der Religion, der Bildung und des Standes begründete gegenſeitige 
unüberwindliche Abneigung, alſo auf den Ehetrenungsgrund des 8 115 
a. b. G. B. geſtützt. Obwohl weder die Kläger, noch der Vertheidiger des 
Ehebandes die Anwendbarkeit des angerufenen § 115 a. b. G. B. auf den 
vorliegenden Fall bezweifelten, jo war doch richterlicherſeits zuerſt die An- 
wendbarkeit dieſer die Ehetrenungsgründe nichtkatholiſcher chriſtlichen Reli⸗ 
gionsverwandten feſtſetzenden Rechtsnorm auf die zwiſchen dem confeſſions— 
loſen Kläger und der Mitklägerin (Jüdin) vor der weltlichen Behörde nach 
§ 7 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, geſchloſſenen 
Ehe zu prüfen. Die Rechtsnormen des § 115 a. b. G. B. ſind nicht etwa 
blos analog auf den vorliegenden Fall anzuwenden, ſondern erſcheinen 
bezüglich ihrer Anwendung von der neuen Ehegeſetzgebung auf die von 
Perſonenen, welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder Religions- 
genoſſenſchaft angehören, geſchloſſenen Ehen ausdrücklich ausgedehnt; denn 
§ 10 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, normirt, 
daß für die vor der weltlichen Behörde geſchloſſenen Ehen rückſichtlich 
der Scheidung und Trennung derſelben die Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches gelten, und § 2 des Geſetzes vom 9. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 51, beſtimmt, daß hinſichtlich der Trennbarkeit 
der Ehen von Perſonen, welche keiner geſetzlich anerkannten Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft angehören, dieſe Perſonen den nichtkatholiſchen 
chriſtlichen Religionsverwandten gleich zu halten find. Nichtkatholiſchen 
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chriſtlichen Religionsverwandten geſtattet aber eben 8 115 a. b. G. B., 
aus den dort aufgezählten Ehetrennungsgründen die Trennung der Ehe 
zu fordern, und eben derſelbe $ 115 a. b. G. B. normirt, daß, wenn 
wegen unüberwindlicher Abneigung von beiden Ehegatten die Auflöfung 
der Ehe verlangt wird, die Trennung der Ehe nicht ſogleich verwilligt, 
ſondern erſt eine Scheidung von Tiſch und Bett verſucht werden ſoll. 
Wollte man aber ſelbſt in den offenbar allgemein für die Trennung vor 
der weltlichen Behörde geſchloſſener Ehen gegebenen Normen mit Rückſicht 
auf den Wortlaut des § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. 
Nr 5, nur Normen für den confeſſionsloſen Ehetheil erblicken, jo hat 
doch dieſer (im vorliegenden Falle der Gatte) geradezu unbeſtreitbar das 
Recht, gemäß $ 115 a. b. G. B. wegen unüberwindlicher Abneigung 
beider Ehegatten die Ehetrennung zu verlangen, und es wird dieſes 
Recht nicht dadurch alterirt ſein, daß der andere Ehegatte israelitiſchen 
Glaubens iſt, denn § 116 a. b. G. B. geſtattet den nichtkatholiſchen 
Ehegatten (und dieſe Norm gilt jetzt auch für Confeſſionsloſe), ſelbſt 
dann die Trennung nach §8 115 a. b. G. B. zu verlangen, wenn der 
andere Theil zur katholiſchen Kirche übergetreten iſt, obſchon für den 
Katholiken das kirchliche und geſetzliche Princip der Unauflöslichkeit der 
Ehe gilt; der confeſſionsloſe Ehegatte wird daher nach der Auslegungs— 
regel a majori ad minus die Ehetrennung des S 115 a. b. G. B. um 
jo eher auch im Einverſtändniſſe mit der jüdiſchen Gattin, deren Ehe— 
recht eine freiwillige Ehetrennung beider Gatten (§S 133 a. b. G. B.) 
kennt, und bezüglich einer Ehe geltend machen können, welche, weil 
nicht zwiſchen Juden und nach dem jüdiſchen Eherechte, rückſichtlich nicht 
nach $ 127 a. b. G. B. geſchloſſen, keine Judenehe und daher auch 
bezüglich der israelitiſchen Gattin keineswegs den Normen des allg. 
bürgerlichen Geſetzbuches über Judenehen (88 124—136 a. b. G. B.) 
unterworfen betrachtet werden kann. Es iſt daher nicht zu bezweifeln, 
daß das Begehren beider Ehegatten um Trennung ihrer Ehe auf Grund 
und mit der Procedur des § 115 a. b. G. B. keiner geſetzlichen Vor— 
ſchrift zuwider und in den bezogenen Geſetzen ſelbſt begründet ſei. Wollte 
man aber ſelbſt den Fall der Trennung einer vor der weltlichen Behörde 
nach dem Geſetze vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 45, zwiſchen 
einem Confeſſionsloſen und einer Jüdin geſchloſſenen Miſchehe als in 
den Geſetzen nicht vorgeſehen annehmen, ſo würden in Anwendung der 
Rechtsanalogie (nach 8 7 a. b. G. B.) und mit Rückſicht auf Grund 
und Abſicht der Geſetzgebung doch auch die Normen des § 115 a. b. 
G. B. in analoge Auwendung gebracht werden müſſen. Eine analoge 
Anwendung der Beſtimmung des § 136 a. b. G. B. über die Auflö⸗ 
fung der durch den Uebertritt eines jädifchen Ehegatten zur chriſtlichen 
Religion aus einer Judenehe gewordenen Miſchehe auf den vorliegenden 
Fall iſt ſchon darum ausgeſchloſſen, weil die Ehe der beiden Trennungs⸗ 
kläger keine Judenehe iſt und weil die Beſtimmungen des bürgerlichen 
Eherechtes für Juden in den neuen Ehegeſetzen nicht (ſowie das bürger— 
liche Eherecht für Akatholiken im Geſetze vom 9. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 51) bezogen find. Mit Rückſicht auf die in dem § 10 des Geſetzes vom 
25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, dann den 88 1 und 2 des Geſetzes 
vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 50, ausdrücklich feſtgeſetzte Auf— 
lösbarkeit der vor den weltlichen Behörden geſchloſſenen Ehen, und 
zwar durch Trennung und Eheſcheidung, dann auf die in den SS 44, 
47, 48, 49, 55— 59, 80 a. b. G. B. als leitendes geſetzliches Brin- 
cip zum Ausdrucke gelangte Vertragseigenſchaft der Ehen dürfen, wenn 
nach Analogie zu entſcheiden iſt, nicht die einen exceptionellen confeſſio⸗ 
nellen Charakter tragenden Normen des bürgerlichen Geſetzbuches für 
katholiſche oder Judenehen, ſondern nur die ihrem Inhalte und ihrer 
Natur nach der civilrechtlichen Auffaſſung des Ehevertrages am meiſten 
eongruenten Beſtimmungen des § 115 a. b. G. B., und zwar umſomehr 
in analoge Anwendung gebracht werden, als die Beſtimmungen des allg. 
bürgerlichen Geſetzbuches bezüglich des Eherechtes der akatholiſchen Chri- 
ſten ſchon ausdrücklich als Normen für das Eherecht des conſeſſionsloſen 
Ehegatten von der Geſetzgebung anerkannt find. Die jo in jeder Rich— 
tung nachgewieſene Anwendbarkeit des $ 115 a. b. G. B. vorausge⸗ 
ſetzt, war, weil der Antrag des beſtellten Verkheidigers des Ehebandes, 
mit Rückſicht auf die kurze Dauer der zu trennenden Ehe zur Erprobung 
der behaupteten unüberwindlichen Abneigung blos mit einer vorläufigen 
Eheſcheidung vorzugehen und das Ehetrennungsbegehren beider Theile 
derzeit abzuweiſen, in der Vorſchrift des Geſetzes ($ 115 a. b. G. B.), 
aber auch in den erhobenen Umſtänden begründet, und weil überdies 
von den Trennungsklägern ſelbſt unter formeller Aufrechthaltung des 
Trennungsbegehrens die Zweckmäßigkeit der beantragten vorläufigen 


Eheſcheidung ausdrücklich anerkannt wurde — die Ehetrennungsklage nur 
derzeit abzuweiſen und auf vorläufige Eheſcheidung im Sinne des 
8 115 a. b. G. B. zu erkennen. 

den Thatbeſtand 


Ein ſogenannter Hausexceß begründet nicht 


einer polizeilichen Uebertretung, 

Der Kaufmann Karl R. und der Private J. Z. wurden mit 
dem Erkenntniſfe des Polizeicommiſſariates Ottakring vom 13. Jänuer 
1879, 3. 326, wegen eines Hausexceſſes nach der kaiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, Erſterer zu einer Geld- 
Arafe von 5 fl., eventuell 24 Stunden Arreſt und Letzterer zu einer 
Geldſtrafe von 3 fl., eventuell 18 Stunden Arreſt verurtheilt. 

Der Thatbeſtand der dem Karl R. und dem J. 3. zur Laſt 
gelegten polizeilichen Uebertretung des Hausexceſſes wurde von der 
Polizeibehörde in Folgendem erblickt: J. Z. kam, um bei Karl R. 
eine Forderung einzucaſſiren, mit einem Begleiter in die Wohnung des 
Letzteren. Dort geriethen ſie in einen heftigen Wortwechſel und kam es 
zwiſchen ihnen zu Thätlichkeiten, bei welchem Anlaſſe ein ſolcher Lärm 
entftand, daß mehrere Parteien im Haufe beunruhigt wurden und ſich 
genöthigt fahen, die Polizei herbeizurufen. Den erſchienenen zwei Sicher⸗ 
heitswachmännern gelang es jedoch nicht, die Streitenden durch güt⸗ 
liches Zureden zur Ruhe zu bringen; der Streit dauerte ungeachtet 
des Einſchreitens der Wachorgane fort, bis die Excedenten arretirt 
und zum Polizeicommiſſariate geſtellt wurden. 

Gegen das gedachte Erkenntniß hat Karl R. an die n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei recurrirt und im Recurſe angeführt, daß er als der angegriffene 
Theil ſich lediglich vertheidigt habe, in welcher Vertheidigung eine ſtrafbare 
Handlung nicht erblickt werden könne. Die Polizeibehörde beantragte in 
theilweiſer Berückſichtigung der im Recurſe angeführten Umſtände die 
Herabſetzung der Strafe auf das gegen Z. angewendete Ausmaß von 
3 fl., eventuell 18 Stunden Arreſt. 

Die n.⸗ö. Statthalterei entſchied über den Recurs im Sinne 
des Antrages der Polizeibehörde, bemerkte jedoch in der bezüg— 
lichen Entſcheidung vom 9. Februar 1879, 3. 2458, „daß ein 
ſogenannter Hausexceß durch keine Vorſchrift für ſtrafbar erklärt iſt 


und insbeſondere der § 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, 


R. G. Bl. Nr. 96, ſeinem klaren Wortlaute nach auf einen ſogenann— 


ten Hausexceß keine Anwendung finden kann. Recurrent erſcheint im 


vorliegenden Falle allerdings deshalb ſtrafbar, weil er der Aufforderung 
der Wache, ſich ruhig zu verhalten, nicht Folge leiſtete, welche Nicht- 
folgeleiſtung nach § 7, beziehungsweiſe $ 11 der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854 zu beſtrafen iſt“. Th. R. v. Kr. 


Piber. 
Nenchr Guſtav. Im Donaureich. J. Abtheilung: Der Zeit⸗ 
geiſt und die Politik. II. Abtheilung: Die Cultur. Prag. Bellmaun. 
1877 1878. Gr. 8. VIII und 276, VI und 323 ©. 
Der Verfaſſer der oben genannten Schrift hat ſich die Aufgabe geſtellt, 
„die wiſſenſchaftliche Unterſuchung der öſterreichiſchen Frage anzubahnen, in den 
Bürgern des Donaureiches das Bewußtſein des Staatszweckes zu erwecken, in 
Europa die culturelle Bedeutung desſelben zur Sprache zu bringen“ und im An⸗ 
ſchluſſe hieran „die ſittlichen, geiftigen und wirthſchaftlichen Zuſtände im Donan⸗ 
reiche“ einer Betrachtung zu unterziehen. Fragen wir nun, wie die Löſung der 
Aufgabe gelungen iſt, ſo läßt ſich nicht leugnen, daß die Arbeit von großer 
Begabung des Autors zeugt und daß das warme Intereſſe, welches denſelben 
für den Staat und deſſen Leben erfüllt, auch den Leſer in wohlthuender Weiſe 
anzuregen vermag. Allein bei allem Talente des Verſaſſers läßt ſich der Mangel 
formaler Bildung ebenſowenig überſehen als jener methodiſcher Unterſuchung; die 
ſicheren Kennzeichen des Autodidakten, die uubewußte Gleichſtellung des Wichtigen 
und Unwichtigen, die umſtändliche Analyſe des längſt Sichergeſtellten und hin— 
wiederum das Geltenlaſſen des Unbewieſenen, das ſorgloſe Sich-Ergehen in den 
ſchwierigſten Gebieten und die Breite der Darſtellung, treten von Anfang bis 
zu Ende unverhüllt hervor. Man ſollte nach dem Titel glauben, der Verfaſſer 
werde, von der geographiſchen Naturbedingtheit des Staates ausgehend die 
Bahnen von deſſen Politik beſchreiben. Statt deſſen weist er nach, „daß die 
Einheit der Nationalität oder Religion und die geographiſche Lage es nicht find, 
was unſer Staat für ſich hat, daß das dynaſtiſche Gefühl nicht genügt, um einen 
Staat zu befeſtigen“, und findet, „daß die Staatsidee des Donaureiches die 
Intereſſenſolidarität einer Gruppe von Volksſtämmen ift“. Worin aber die Inter⸗ 
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eſſenſolidarität befteht, dieſen Nachweis iſt der Verfaſſer ſchuldig geblieben, ob⸗ 
wohl er nach der Ablehnung der naher liegenden Begründungsarten denſelben 
zu liefern verpflichtet war. Es fehlt daher die ſichere Baſis für alle weiteren 
Unterſuchungen; das Ziel des Staatsweſens, deſſen Erſtarkung durch die Ver⸗ 
ſöhnung der Theile der Verfaſſer mit lebendiger Beredſamkeit verficht, iſt nicht 
klar erkennbar und am allerwenigſten die Eigenart jener un vermittelten, ſelbſt⸗ 
ſtändigen Cultur, welche die Blüthe des neu befeſtigten Staatsweſens ſein ſoll. 
So viele richtige und originelle Ideen das weitläufige Programm „einer autori— 
tativen Reform des Donaureiches durch unabhängige Freunde der Wahrheit an 
maßgebender Stelle“ auch enthält, fo läuft doch einerſeits der Fehler unter, daß von 
einem beſchränkten Standpunkte aus allgemeine Erſcheinungen der Zeit willkürlich 
zu ſpeeiſiſch öſterreichiſchen Eigenthümlichkeiteu geſtempelt werden, und iſt es 
andererſeits unvermeidlich, daß die Durchfuͤhrung dieſes Reformplanes mit Rück⸗ 
ſicht auf alle ſtaatlichen Gebiete zur Kritik in Fragen verleitet, denen der Ver- 
faſſer nicht gewachſen iſt. Von Beherrſchung des Gegenſtandes und ſcharfem Blicke 
zeugen die Abſchnitte, welche die äußere Politik in der orientaliſchen Frage und 
die Wehrverhältniſſe behandeln, bis zu gewiſſem Grade mit Verſtänduiß und 
Unbefangenheit werden die nationalen Beſtrebungen gewürdigt und manche Vor— 
ſchläge, wie z. B. jener einer großartig angelegten ſtaatlichen Organiſation des 
Wanderlehrerweſens, ſind von friſcher Originalität erfüllt. Allein daneben finden 
ſich einſeitige und an der Oberfläche der Dinge haftende Ausführungen, ſo faſt 
in Allem, was die kirchlichen Verhältniſſe, und vielfach auch in dem, was die 
geſchichtlichen Grundlagen der Monarchie berührt, ja, die Capitel, welche das 
wiſſenſchaftliche Bildungsweſen betreffen, bekunden wiederholt ſogar Unkennt⸗ 
niß des Weſens der Sache. So iſt das Buch wider Willen ein Zeichen ge— 
rade jener Halbeultur, welche der Verfaſſer als eine öſterreichiſche Eigen— 
thümlichkeit lebhaft bekämpft, ein Zeuguiß der glänzenden Begabung unſeres 
Volksſtammes und ſeiner Unreife in ſtaatlicher Beziehung. Wahrlich, wir ver 
kennen den Werth populärer Darſtellung nicht, wir find feſt überzeugt, daß 
wiſſenſchaftliche Errungenſchaften nie unvermittelt Verbreitung ſinden und daß 
andererſeits die Lehre vom Staate jedem Bürger zugänglich gemacht werden muß. 
Allein, wer in dieſer Richtung einen Fortſchritt anbahnen will, der muß auf 


wiſſenſchaftlicher Grundlage fußen, der hat die Forſchung zur Vorausſetzung. Was 


uns auf dem Gebiete der politiſchen Theorie vor Allem noththut, iſt die harte, 
mühevolle Arbeit in jener ſyſtematiſchen Einzelforſchung, welche der Verfaſſer nur 
mit Einſchränkung gelten laſſen will, nicht aber allgemeines, ſtets mehr oder 
minder dilettantenhaftes Raiſonniren. Vertiefung, Kampf gegen die Verflachung 
muß die Loſung ſein! H. C. H. 


Perſon alien. 
Seine Majeſtät haben dem bei dem k. u. k. Conſulate in Corſu bisher 
verwendeten Titular-Viceconſul und Honorar-Kanzler Markus Nencovich den 
Titel eines Confuls verliehen. 08 
Seine Majeftät haben den auf dem A. h. Familiengute Saſſin angeſtellten 
Verwalter und Oberbeamten Ignaz Giller das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. . 
Seine Majeſtät haben den Stadtphyſicus von Troppau Med. Dr. Eduard 
Meſtenhauſer zum Regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten bei der 
Landesregierung für Schleſien ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirksſecretärsſtelle im Verwaltungsgebiete des Herzogthunis Salzburg 
in der zehnten Rangsclaſſe bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 56.) 
Conceptsprakticantenſtelle bei der politiſchen Verwaltung in Krain mit 
500 fl. Adjutum jährlich bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 57.) 
Poſtaſſiſtentenſtellen bei der k. k. Poſtdireetion für Oeſterreich unter der 
Enns in Wien mit der eilften Rangsclaſſe gegen Caution bis 7. März. 
(Amtsbl. Nr. 57.) g 
Zollamtsprakticautenſtelle in Oberöſterreich mit 300 fl. Adjutum bis 


15. April. (Amtsbl. Nr. 58.) 


Im Verlage der k. k. Univerſitäts 
und Lubensky in Graz iſt erſchienen: 


Studien zum üſterreichiſchen Vereins- 
und Verſammlungsrechte. 


„Buchhandlung Leuſchner 


Von 
Dr. Karl Hugelmann. 
Gr. 8. VI und 198 S. 2 fl. 40 kr. 
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